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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— 2... 


(Fr. 10541.) Geſetz, betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen in den Provinzen Oſt⸗ 
preußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen 
und Weſtfalen. Vom 10. Auguſt 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie für 
die Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
Schleſien, Sachſen und Weſtfalen, was folgt: 


Artikel J. 


Der Abſchnitt II des Geſetzes, betreffend die Verteilung der öffentlichen 
Laſten bei Grundſtücksteilungen und die Gründung neuer Anſiedlungen in den 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und 
Weſtfalen, vom 25. Auguſt 1876 — Geſetz-Samml. S. 405 — (Gründung 
neuer Anſiedlungen) erhält unter Berückſichtigung des Ergänzungsgeſetzes vom 
16. September 1899 GGeſetz-Samml. S. 497) nachſtehende Faſſung: 


$ 13. 

Wer außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft ein Wohn: 
haus errichten oder ein vorhandenes Gebäude zum Wohnhaus einrichten will, 
bedarf einer vom Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen von der Ortspolizeibehörde zu 
erteilenden Anſiedlungsgenehmigung. Vor deren Aushändigung darf die polizei⸗ 
liche Bauerlaubnis nicht erteilt werden. 

Die Anſiedlungsgenehmigung iſt nicht erforderlich für Wohnhäuſer, die in 
den Grenzen eines nach dem Geſetze, betreffend die Anlegung und Veränderung 
von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 
(Geſetz-Samml. S. 561) feftgeftellten Bebauungsplans oder die auf einem bereits 
bebauten Grundſtück im Zuſammenhange mit bewohnten Gebäuden errichtet oder 
eingerichtet werden ſollen. 

Geſetz-Samml. 1904. (Nr. 10541.) 
Ausgegeben zu Berlin den 25. Auguſt 1904. 
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§ 13a. 

Die Anſiedlungsgenehmigung iſt ferner erforderlich, wenn infolge oder zum 
Zwecke der Umwandlung eines Landguts oder eines Teiles eines ſolchen in 
mehrere ländliche Stellen innerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft 
oder in den Fällen des § 13 Abſ. 2 ein Wohnhaus errichtet oder ein vor⸗ 
handenes Gebäude zum Wohnhaus eingerichtet werden ſoll. 


b. 

Die Anſiedlungsgenehmigung iſt im Geltungsgebiete des Geſetzes, betreffend 
die Beförderung deutſcher Anſiedlungen in den Provinzen Weſtpreußen und 
Poſen, vom 26. April 1886 (Geſetz-Samml. S. 131) zu verfagen, folange 
nicht eine Beſcheinigung des Regierungspräſidenten vorliegt, daß die Anſiedlung 
mit den Zielen des bezeichneten Geſetzes nicht im Widerſpruche ſteht. 

In den Provinzen Oſtpreußen und Schleſien und den Regierungsbezirken 
Frankfurt, Stettin und Cöslin findet dieſe Vorſchrift ſinngemäß Anwendung. 

g Wird die Beſcheinigung verſagt, ſo findet nur die Beſchwerde an den 
Oberpräſidenten ſtatt, der endgültig entſcheidet. Falls die Beſchwerde für begründet 
erklärt wird, gilt die Beſcheinigung als erteilt. ö 

Vorſtehende Vorſchriften greifen nicht Platz, wenn es ſich um die einmalige 
Teilung eines Grundſtücks zwiſchen geſetzlichen Erben oder um die einmalige 
Überlaſſung eines Grundſtücks im Wege der Teilung ſeitens der Eltern an ihre 
Kinder handelt. 


§ 14. 

Die Anſiedlungsgenehmigung iſt zu verſagen, wenn nicht nachgewieſen iſt, 
daß der Platz, auf welchem die Anſiedlung gegründet werden ſoll, durch einen 
jederzeit offenen fahrbaren Weg zugänglich oder daß die Beſchaffung eines ſolchen 
Weges geſichert iſt. Kann nur der letztere Nachweis erbracht werden, ſo iſt bei 
Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung für die Beſchaffung des Weges eine Friſt 
zu beſtimmen, nach deren fruchtloſem Ablaufe das polizeiliche Zwangsverfahren 
eintritt. 

Von der Bedingung der Fahrbarkeit des Weges kann unter beſonderen 
Umſtänden abgeſehen werden. N 

Auch zur Erhaltung der ununterbrochenen Zugänglichkeit der Anſiedlung 
iſt die Anwendung des polizeilichen Zwangsverfahrens zuläſſig. 

In Moorgegenden iſt die Anſiedlungsgenehmigung zu verſagen, ſo lange 
die Entwäſſerung des Bodens, auf dem die Anſiedlung gegründet werden ſoll, 
nicht geregelt iſt. 


915. 
Die Anſiedlungsgenehmigung kann verſagt werden, wenn gegen die An⸗ 
ſiedlung von dem Eigentümer, dem Nutzungs- oder Gebrauchsberechtigten oder 


SEN er 


dem Pächter eines benachbarten Grundſtücks oder von dem Vorſteher des Ge- 
meinde⸗(Guts⸗) Bezirkes, zu welchem das zu beſiedelnde Grundſtück gehört, oder 
von einem der Vorſteher derjenigen Gemeinde⸗(Guts-) Bezirke, an die es grenzt, 
Einſpruch erhoben und der Einſpruch durch Tatſachen begründet wird, welche die 
Annahme rechtfertigen, daß die Anſiedlung den Schutz der Nutzungen benachbarter 
Grundſtücke aus der Land- oder Forſtwirtſchaft, aus dem Gartenbaue, der Jagd 
oder der Fiſcherei gefährden werde. 


§ 15a. 

Die Anſiedlungsgenehmigung kann ferner verſagt werden, wenn gegen die 
Anſiedlung von dem Beſitzer eines Bergwerkes, welches unter dem zu beſiedelnden 
Grundſtück oder in deſſen Nähe belegen iſt, Einſpruch erhoben und durch Tat⸗ 
ſachen begründet wird, welche die Annahme rechtfertigen: 

a) daß durch den Betrieb des Bergwerkes in abſehbarer Zeit Beſchädi⸗ 
gungen der Oberfläche des zu beſiedelnden Grundſtücks eintreten können, 
denen im Intereſſe der perſönlichen Sicherheit und des öffentlichen Ver⸗ 
kehrs durch bergpolizeilich anzuordnendes Stehenlaſſen von Sicherheits⸗ 
pfeilern vorzubeugen ſein würde, 

b) daß die wirtſchaftliche Bedeutung des uneingeſchränkten Abbaues der 
Mineralien die der Anſiedlung überwiegt. 


$ 16. 


Vor Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung find Die beteiligten Gemeinde⸗ 
(Guts-)WVorfteher ($ 15) von dem Antrag in Kenntnis zu ſetzen. Dieſe haben 
zu prüfen, ob für fie Anlaß vorliegt, Einſpruch gemäß § 15 zu erheben, wofür 
die im nächſten Satze vorgeſehene Ausſchlußfriſt gilt. Sie haben ferner den 
Antrag alsbald innerhalb ihrer Gemeinden (Gutsbezirke) auf ortsübliche Art mit 
dem Bemerken bekannt zu machen, daß gegen den Antrag von den Eigentümern, 
Nutzungs⸗, Gebrauchsberechtigten und Pächtern der benachbarten Grundſtücke 
innerhalb einer Ausſchlußfriſt von einundzwanzig Tagen bei der beſonders zu be⸗ 
zeichnenden Genehmigungsbehörde Einſpruch erhoben werden könne, wenn der 
Einſpruch ſich durch Tatſachen der im § 15 bezeichneten Art begründen laſſe. 

Geht Bergbau unter dem zu beſiedelnden Grundſtück oder in deſſen Nähe 
um, ſo iſt von dem Antrag auch der zuſtändige Bergrevierbeamte in Kenntnis 
zu ſetzen. Dieſer hat den beteiligten Bergwerksbeſitzern eine Mitteilung von dem 
Antrage zuzuſtellen, unter Hinweis auf die Befugnis, innerhalb einer Friſt von 
einundzwanzig Tagen vom Tage der Zuſtellung ab Einſpruch auf Grund des 
$ 15a bei der befonders zu bezeichnenden Genehmigungsbehörde zu erheben. 

Die Einſprüche ſind von der Genehmigungsbehörde, geeignetenfalls nach 
Anhörung des Antragſtellers und derjenigen, welche Einſpruch erhoben haben, 


ſowie nach Aufnahme des Beweiſes zu prüfen. 475 
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Wenn der Einſpruch auf Grund des § 15a erhoben wird, fo ift die 
Genehmigungsbehörde zur Einholung einer gutachtlichen Außerung der zuſtändigen 
Bergpolizeibehörde verpflichtet. 

§ 17. 728 

Iſt anzunehmen, daß infolge der Anſiedlung eine Anderung oder Neu— 
ordnung der Gemeinde, Kirchen- oder Schulverhältniſſe erforderlich wird ſo find 
die beteiligten Gemeinde⸗(Guts-) Vorſteher und die Vorſtände der beteiligten 
Kirchen- und Schulgemeinden (Schulverbände, Schulſozietäten uſw.) von dem 
Antrage mit dem Eröffnen in Kenntnis zu ſetzen, daß fie binnen einer Ausſchluß⸗ 
friſt von einundzwanzig Tagen bei der Genehmigungsbehörde die Feſtſetzung be⸗ 
ſonderer Leiſtungen des Antragſtellers für den Zweck dieſer Anderung oder Neu⸗ 
ordnung beantragen können. 

Erachtet die Genehmigungsbehörde eine ſolche Leiſtung für erforderlich, fo 
hat fie dieſe in dem Beſcheide feſtzuſetzen oder ihre Feſtſetzung einem weiteren Be- 
ſcheide vorzubehalten. Sie iſt hierbei an die etwa geſtellten Anträge nicht ge— 
bunden. 

Die Anſiedlungsgenehmigung kann von dem Nachweiſe, daß die Leiſtung 
erfüllt iſt oder von der Beſtellung einer Sicherheit, die für die Erfüllung haftet, 
abhängig gemacht werden. 

Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, ſo 
iſt er zu den Leiſtungen verpflichtet. 


17a. 

Sind für die Anſiedlung im öffentlichen Intereſſe Anlagen erforderlich, ſo 
kann die Anſiedlungsgenehmigung verſagt werden, ſo lange der Antragſteller nicht 
dieſe Anlagen nach Umfang und Art ihrer Ausführung, gegebenenfalls unter 
Beifügung einer Zeichnung darlegt und nachweiſt, daß die zu ihrer ordnungs⸗ 
mäßigen Ausführung nötigen Mittel vorhanden ſind, und daß ihre künftige 
Unterhaltung dem öffentlichen Intereſſe entſprechend geregelt iſt. 

In dem Beſcheide ſind die dem Antragſteller zu dieſem Zwecke aufzu⸗ 
erlegenden Leiſtungen feſtzuſetzen. 

Bei Anlagen, die im Landeskulturintereſſe erforderlich find, iſt in geeigneten 
Fällen vor Erteilung des Beſcheids die Auseinanderſetzungsbehörde gutachtlich 
zu hören. i 

Die Anſiedlungsgenehmigung kann von der Beſtellung einer Sicherheit, 
die I) die Erfüllung der Leiſtungen des Antragſtellers haftet, abhängig gemacht 
werden. 

Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, fo 
iſt er zu dieſen Leiſtungen verpflichtet. 

. b. 

Wird eine Sicherheit nach Maßgabe vorſtehender Vorſchriften beſtellt, fo 
iſt die Genehmigungsbehörde zuſtändig für die Entſcheidung über Anträge auf 
gänzliche oder teilweiſe Freigabe der Sicherheit. 
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§ 18. 

Wird die Anſiedlungsgenehmigung verſagt oder nicht ſchlechthin erteilt, 
oder werden Einſprüche ($$ 15, 15 a, 16) zurückgewieſen, fo iſt der Beſcheid mit 
Gründen zu verſehen und dem Antragſteller ſowie denjenigen, die Einſpruch er⸗ 
hoben haben, zu eröffnen. 

Dieſen ſteht außer dem Falle des § 13 b innerhalb zwei Wochen gegen 
den Beſcheid des Kreisausſchuſſes der Antrag auf mündliche Verhandlung im 
Verwaltungsſtreitverfahren, gegen den Beſcheid der Ortspolizeibehörde eines Stadt⸗ 
kreiſes die Klage bei dem Bezirksausſchuß offen. Im erſteren Falle hat der Vor⸗ 
ſitzende des Kreisausſchuſſes einen Vertreter des öffentlichen Intereſſes zu beſtellen. 

Inſoweit der Beſcheid Feſtſetzungen nach den $$ 17 und 17a enthält, 
ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei Wochen nur die Beſchwerde an den Bezirks— 
ausſchuß und gegen deſſen Beſcheid innerhalb gleicher Friſt die weitere Beſchwerde 
an den Provinzialrat offen. 

Die Beſchwerde ſteht aus Gründen des öffentlichen Intereſſes auch dem 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes zu, ſofern er die Feſtſetzungen für unzureichend 
erachtet oder die Anſiedlungsgenehmigung ohne ſolche erteilt iſt. 

Wird nach den vorſtehenden Vorſchriften ein Beſcheid gleichzeitig im Be— 
ſchwerde- und im Verwaltungsſtreitverfahren angefochten, ſo iſt das Beſchwerde— 
verfahren vorab durchzuführen. 

Eine Nachprüfung der nach den §§ 17 und 17a getroffenen Feſtſetzungen 
findet im Verwaltungsſtreitverfahren nicht ſtatt. 

Erfolgt die Zurückweiſung des Einſpruchs im Falle des H 15a aus dem 
Grunde, weil die Bergpolizeibehörde das Stehenlaſſen von Sicherheitspfeilern nicht 
für notwendig erachtet, ſo unterliegt der Beſcheid keiner weiteren Anfechtung. 


§ 19. 

Auf den dem Grundeigentume durch die Verſagung der Anſiedlungs— 
genehmigung zugefügten Schaden finden, ſofern ſich dieſe Verſagung auf einen 
Einſpruch aus § 15a dieſes Geſetzes ſtützt, die Vorſchriften der §§ 148 bis 151 
des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 (Geſetz-Samml. S. 705) in 
der Faſſung des Geſetzes vom 7. Juli 1902 (GGeſetz-Samml. S. 255) Anwendung. 

Die Verjährung des Anſpruchs auf Schadenserſatz beginnt mit Ablauf des 
Tages, an welchem der Verſagungsbeſcheid endgültig wird. 

Der Grundſtückseigentümer ift verpflichtet, auf Verlangen des Bergwerks⸗ 
beſitzers die Eintragung eines Vermerkes in das Grundbuch dahin zu bewilligen: 

daß und für welche Grundfläche die Anſiedlungsgenehmigung auf Ein⸗ 
ſpruch des Bergwerksbeſitzers verſagt und welche Entſchädigung gezahlt 
worden iſt. 

§ 20. 

Wer vor Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung mit einer Anſiedlung 
beginnt, wird mit Geldſtrafe bis einhundertundfünfzig Mark oder Haft beſtraft. 


Auch kann die Ortspolizeibehörde die Weiterführung der Anſiedlung verhindern 
und die Wegſchaffung der errichteten Anlagen anordnen. 


Artikel IL 
Der zweite Abſatz des $ 52 des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 
1880 Geſetz-Samml. S. 230) wird aufgehoben. 


Artikel III. 


Auf Anſiedlungen, die durch Rentengutsbildung unter Vermittelung der 
Generalkommiſſion nach dem Geſetze, betreffend die Beförderung der Errichtung 
von Rentengütern, vom 7. Juli 1891 GGeſetz-Samml. S. 279) entſtehen, finden 
die §§ 13 bis 16, 17 b, 19, 20 in der durch Artikel I vorgeſchriebenen Faſſung 
mit der Maßgabe Anwendung, daß Genehmigungsbehörde die Generalkommiſſion iſt. 

In dieſem Falle treten an die Stelle der §§ 17, 17a, 18 des Artikels I 
folgende Vorſchriften: 

$ 17. 

Die beteiligten Gemeinde-(Guts-)Vorſteher und die Vorſtände der be 
teiligten Kirchen- und Schulgemeinden (Schulverbände, Schulſozietäten uſw.) find 
von dem Antrage mit, dem Eröffnen in Kenntnis zu ſetzen, daß ſie, falls infolge 
der Anſiedlung eine Anderung oder Neuordnung der Gemeinde-, Kirchen- oder 
Schulverhältniſſe erforderlich werden ſollte, binnen einer Ausſchlußfriſt von einund⸗ 
zwanzig Tagen bei der Genehmigungsbehörde die Feſtſetzung beſonderer Leiſtungen 
des Antragſtellers für den Zweck dieſer Anderung oder Neuordnung beantragen 
können. 

Die Genehmigungsbehörde hat das Ergebnis der Bekanntmachung dem 
Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde unter Beifügung der Akten 
mitzuteilen. 

Erachtet der Kreisausſchuß oder die Ortspolizeibehörde eine ſolche Leiſtung 
für erforderlich, jo haben fie dieſe in einem Beſcheide feſtzuſetzen oder ihre Felt 
ſetzung einem weiteren Beſcheide vorzubehalten. Sie find hierbei an die etwa ge 
ſtellten Anträge nicht gebunden. 

Gegen den Beſcheid ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei Wochen nur die 
Beſchwerde an den Bezirksausſchuß und gegen deſſen Beſcheid innerhalb gleicher 
Friſt die weitere Beſchwerde an den Provinzialrat offen. 

Aus Gründen des öffentlichen Intereſſes iſt auch dem Vorſitzenden des 
Kreisausſchuſſes die Beſchwerde gegeben, wenn er die Feſtſetzung für ung 
reichend hält oder wenn eine Leiſtung nicht für erforderlich erachtet worden iſt. 

Die Generalkommiſſion kann die Anſiedlungsgenehmigung von dem Nach— 
weiſe, daß die Leiſtung erfüllt iſt, oder von der Beſtellung einer Sicherheit, die 
für die Erfüllung haftet, abhängig machen. 
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Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrau 0 
iſt er zu der Leiſtung verpflichtet. 5 5 a 

§ 17a. 

Sind für die Anſiedlung im öffentlichen Intereſſe Anlagen erforderlich, 
ſo kann die Anſiedlungsgenehmigung verſagt werden, ſolange der Antragſteller 
nicht dieſe Anlagen nach Umfang und Art ihrer Ausführung, gegebenenfalls 
unter Beifügung einer Zeichnung darlegt und nachweiſt, daß die zu ihrer 
ordnungsmäßigen Ausführung nötigen Mittel vorhanden ſind, und daß ihre 
künftige Unterhaltung dem öffentlichen Intereſſe entſprechend geregelt iſt. 

Die zu dieſem Zwecke dem Antragſteller aufzuerlegenden Leiſtungen ſind 
von der Generalkommiſſion durch Beſcheid feſtzuſetzen. 

Vor Erlaß des Beſcheides iſt der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen die Orts⸗ 
polizeibehörde zu hören. Der Beſcheid iſt dieſen Behörden zuzuftellen. 

Die Generalkommiſſion kann die Anſiedlungsgenehmigung von der Beſtellung 
einer Sicherheit, die für die Erfüllung der Leiſtungen des Antragſtellers haftet, 
abhängig machen. 

Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, ſo 
iſt er zu dieſen Leiſtungen verpflichtet. 


§ 18, 
Bis zur Neuordnung der Einrichtung und des Verfahrens der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden greifen die folgenden Beſtimmungen Platz: 

Soll die Anſiedlungsgenehmigung auf Grund der §§ 14 bis 16 
verſagt oder ſoll ſie nicht ſchlechthin erteilt, oder ſollen Einſprüche 
($$ 15, 15a, 16) zurückgewieſen werden, jo iſt dem Antragſteller ſowie 
denjenigen, die Einſpruch erhoben haben, von der Generalkommiſſion 
durch den zuſtändigen Spezialkommiſſar ein Vorbeſcheid mit Gründen 
zu erteilen. 

Vor Erteilung des Vorbeſcheides iſt über die Einſprüche der Kreis⸗ 
ausſchuß, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde zu hören. 

Gegen den Vorbeſcheid ſteht dem Antragſteller ſowie denjenigen, 
die Einſpruch erhoben haben, die Klage beim Bezirksausſchuſſe zu. Sie 
iſt innerhalb zwei Wochen nach Erteilung des Vorbeſcheides anzubringen. 
Im Verwaltungsſtreitverfahren iſt das öffentliche Intereſſe von der 
Generalkommiſſion als Partei wahrzunehmen. i 

Gegen den Beſcheid aus § 17a ſteht dem Antragſteller innerhalb 
zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten zu. Aus Gründen des öffentlichen Intereſſes 
iſt auch dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen der 
Ortspolizeibehörde binnen gleicher Friſt die Beſchwerde gegeben, wenn 

8 die Feſtſetzung für unzureichend erachtet wird oder wenn eine eiſtung 
nicht für erforderlich erachtet worden iſt. 


— — 
Eine Nachprüfung der nach den §§ 17, 17a getroffenen Feſt⸗ 
ſetzungen findet im Verwaltungsſtreitverfahren nicht ſtatt. 
Erfolgt die Zurückweiſung des Einſpruchs im Falle des § 15a 
aus dem Grunde, weil die Bergpolizeibehörde das Stehenlaſſen von 


Sicherheitspfeilern nicht für notwendig erachtet, ſo unterliegt der Beſcheid 
keiner weiteren Anfechtung. 


Artikel IV. 


Der $ 26 des im Artikel I bezeichneten Geſetzes vom 25. Auguſt 1876 
erhält nachſtehende Faſſung: 


Der zuſtändige Miniſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord Meiner Jacht „Hohenzollern“, Swinemünde, den 
10. Auguſt 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. v. Budde. 
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